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Arroganz statt Dialog – Innenminister Wolf flüchtet vor dem Spitzengespräch mit Gewerkschaften zur Novelle des Landespersonalvertretungsgesetzes

Düsseldorf

Als "Eklat erster Güte und beispiellose Arroganz" kommentiert Frank Richter, Landesvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei (GdP), das heutige so genannte "Spitzengespräch" im Innenministerium zur Novelle des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG). Obwohl der Innenminister zu dem heutigen Spitzengespräch ins Ministerium eingeladen habe, sei er selbst dem Gespräch ferngeblieben. "Wolf flüchtet sich in Arroganz, weil er Angst davor hat, an seiner Widersprüchlichkeit zu ersticken", wirft Richter dem Innenminister vor.

Es sei eine Unverschämtheit, Gewerkschaftsvorsitzende zu einem Spitzengespräch einzuladen, dann aber die Arbeitsebene des Ministeriums ins Feuer zu schicken. Die DGB-Gewerkschaften seien aus diesem Grunde nicht bereit gewesen, als Statisten an einer Alibiveranstaltung teilzunehmen. Es sei schon schlimm genug, so der GdP-Landesvorsitzende, dass sich der Innenminister in einem Gespinst von Widersprüchen und Unterstellungen verstrickt habe. Wolf habe erneut dokumentiert, worum es dieser Landesregierung gehe. "Der rote Faden der LPVG-Novelle ist kein modernes Dienstrecht, sondern die Zerschlagung der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst", unterstreicht Frank Richter.

Die Geschichte des neuen LPVG sei eine Geschichte von Täuschung, Widersprüchen, Misstrauen und Lüge. Mit einer Lüge habe alles angefangen, als die Landesregierung zugesagt habe, die Gewerkschaften von Anfang an zu beteiligen. Genau das sei nicht geschehen. Dieser ersten Lüge seien weitere gefolgt. So habe Innenminister Wolf behauptet, die Mitbestimmung koste zu viel Zeit und blockiere zu oft Verwaltungshandeln. Als Beispiel sei die Umsetzung einer Pflegekraft an einer Universitätsklinik aufgeführt worden, was allerdings weder die Gesetzeslage noch die Praxis der Mitbestimmung korrekt wiedergebe.

Die beabsichtigte Umsetzung sollte erfolgen, um einen Engpass bei der Patientenversorgung auszugleichen. Fakt sei, so Richter, dass kurzfristig notwendige Maßnahmen, die, wie in dem von Wolf genannten Beispiel, die dringend notwendige Versorgung der Patienten erfordern, gemäß § 66 Absatz 8 LPVG NW sofort bis zur endgültigen Entscheidung als vorläufige Regelung getroffen werden können. Die geltende Rechtslage gebe genügend Spielraum, bei Umsetzungen den dienstlichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. 

"Weiß der Minister das nicht, oder hat er die Öffentlichkeit bewusst getäuscht?", fragt GdP-Landesvorsitzender Frank Richter.

Wolf habe zur Begründung für ein neues LPVG behauptet, es müssten "jetzt endlich" die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt werden. Das BVerfG – so der Innenminister – habe bereits 1995 entschieden, dass es verfassungswidrig sei, wenn das Letztentscheidungsrecht des Dienstherrn in Personalangelegenheiten "teilweise ausgeschlossen" ist. Fakt sei aber, so Richter, dass das BVerfG in seinem Beschluss vom 24.5.1995 über das schleswig-holsteinische Mitbestimmungsgesetz entschieden habe, und nicht über das LPVG in Nordrhein-Westfalen.

Fakt sei auch, dass das LPVG NW – anders als seinerzeit in Schleswig-Holstein – ein differenziertes Verfahren zur Einräumung von Mitbestimmungsrechten enthalte, das weitgehend dem vom BVerfG vorgesehenen Katalog entspreche. "Entgegen der Behauptung der Landesregierung gibt es also keine Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts für das LPVG bei uns in Nordrhein-Westfalen", stellt Frank Richter fest. 

Seit 1995 habe keines der nordrhein-westfälischen Fachgerichte den Weg einer Vorlage an das BVerfG eingeschlagen. Das aber wäre zweifellos geschehen bei einer von der Landesregierung behaupteten Verfassungswidrigkeit. Auch Verfassungsbeschwerden seien nicht erhoben worden.

Der Katalog von Widersprüchen werde ergänzt durch Vertuschungsversuche. Zum Beispiel habe die Landesregierung eine spätere Entscheidung zur Mitbestimmung bei Emschergenossenschaft und Lippeverband des BVerfG vom Dezember 2002 verschwiegen. Damit sei gerade dem NRW-Gesetzgeber für eine große Anzahl von Einrichtungen des Landes – Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts – ein weiter Spielraum zur Gewährung zusätzlicher Beteiligung und Mitbestimmung eingeräumt worden. "Weiß der Innenminister auch das nicht, oder hat er es bewusst verschwiegen, weil ihm dieses Urteil nicht in seine Linie passt?", fragt Frank Richter.
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